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LSG Nordrhein-Westfalen 
Zweigertstraße 54  

45130 Essen 
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04.05.2022 

 

 

Beschwerde 

 

der Angelika Suszewski, Rebhuhnweg 4, 58638 Iserlohn  

Antragssteller,  

des Ardahan Kasikci, Rebhuhnweg 4, 58638 Iserlohn  

Antragssteller, gesetzl. vertreten  

des Adem Arda Kasikci, Rebhuhnweg 4, 58638 Iserlohn  

Antragssteller, gesetzl. vertreten  

gegen  

 

JobCenter Märkischer Kreis - Widerspruchsstelle -, vertreten durch den 

Geschäftsführer, Friedrichstraße 59/61,58636 Iserlohn, Gz: - 416-35502/10030095 

eR1-35502-00100/21  

-Antragsgegner,  

 

wegen  

 

Beschluss in dem Verfahren auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes,  

des Sozialgerichts Dortmund 

 
S 56 AS 3960/21 ER 

 

Begründung: 

 
Die Begründung erfolgt mit gesondertem Schreiben. 

 

 
 

 
 

 

 



VI. Feststellungsinteresse 
Bei Feststellungsklagen ist die besondere Sachurteilsvoraussetzung des 
Feststellungsinteresses in Form eines berechtigten Interesses zu prüfen. 

Ein berechtigtes Interesse ist insbesondere gegeben, wenn die Rechtslage unklar ist. 
Es muss zudem im Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts gegeben sein. Im 
Gegensatz zu § 256 ZPO ist nicht ein rechtliches, sondern ein berechtigtes Interesse 

erforderlich. Der Begriff des berechtigten Interesses ist dabei weiter als der Begriff des 
rechtlichen Interesses und schließt diesen mit ein, Kopp/Schenke, VwGO, § 43  Rn. 
8). Ein berechtigtes Interesse ist gegeben, wenn nach vernünftigen Erwägungen ein 

schutzwürdiges Interesse in Betracht kommt, dazu gehören auch rein wirtschaftliche 
Belange oder ideelle. 

 

 

 

 

 
 

 

 
 

https://www.juraindividuell.de/pruefungsschemata/fortsetzungsfeststellungsklage-ffk/
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Sozialgericht Dortmund. postfach 105003.44047 Dortmund 

S 56AS 3960/21 ER 

Frau 
Angelika Suszewski 
Rebhuhnweg 4 
58638lserlohn 

5.56 AS 3960/21 ER: 

Sozla~gericht Dortmund 
Geschäftsstelle 

Angelika Suszewski u. a . 

.I. JobCenter Märkischer KreiS • Widerspruchsstelle • 

Anlage 

1 

Sehr geehrte Frau Suszewski, 

als An\age wird übersandt: 

beglaubigte Abschrift des Beschlusses vom 07.04.2022 

zur Kenntnisnahme. 

Mit freundlichen Grü~en 
Auf Anordnung 
Guthof 
RegierUngsbeschäft\gte 
(maschinell erstellt, ohne unterschrift gOlti9) 

07.04.2022 
Seite 1 von 1 

Aktenzeichen: 
~ 56 AS 3960/21 ER 
(bei Antwort bitte angeben) 

Bearbeiter: 
Frau Guthof 

Telefon 0231 5415-669 
Telefax 0231541'5-509 

Oienstgebäude: 
Ruhra\\ee 1-3 
44139Dortmund 
Telefon 0231 5415-1 
TtJ\ef~ 0231 5415-509 

www.sg_dortmund.nrN.de 
www.sozialgerichtsbarkeit.de 

Sie erreichen das Gericht 
mit den Stadtbahntinien 
U41. U45. U47. U49. 
S-Bahn 
(Ha\teStelle Stadthaus). 

sprechzeiten: 
Mo.-Fr. 8:30-13:30 Uhr 

Offnungszeiten: 
Mo.-DO. 8:00-16:00 Uhr. 
Fr. 8:00-15:00 Uhr 

Hinweise zum Datenschutz 
finden Sie unter 
www.Sg-dortmu~d.nrw.de 



Sozialgericht Dortmund 
. Az.: S 56 AS 3960/21 ER 

Beschluss 

, In dem Verfahren auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes 

1. Angelika Susze~ski, Rebhuhnweg 4, 58638 Iserlohn 

Antragstelleri n 

2. Ardahan Kasikci, gesetzlich vertreten durch die Mutter, Rebhuhnweg 4, 58638 Iser­
lohn 

Antragsteller 

3. Adern Arda Kasikci, gesetzlich vertreten durch die Mutter, Rebhuhnweg 4, 58638 
Iserlohn 

Antragsteller 

gegen 

JobCenter Märkischer Kreis - Widerspruchsstelle -, vertreten durch den Geschäftsführer, 
Friedrichstraße 59/61,58636 Iserlohn, Gz: - 416-35502/10030095 eR1-35502-00100/21 -

Antragsgegner 

hat die 56. Kammer des Sozialgerichts Dortmund am 07.04.2022 durch die Vorsitzende, 
Richterin Dörnert, beschlossen: 
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Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. 

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. 

Gründe: 

I. 

Die Beteiligten streiten im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes über die Gewäh­

rung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch des 

Sozialgesetzbuches (SGB 11) . 

Die 1987 geborene Antragstellerin zu 1) stand mit ihren beiden Kindern , den Antragstel­

lern zu 2) und zu 3), im Leistungsbezug bei dem Antragsgegner. Zum 28.09.2021 nahm 

die Antragstellerin zu 1) eine befristete Beschäftigung bei der ALLESklarDRUCK GmbH 

mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden zu einem monatlichen 

Festgehalt von 1.800 Euro brutto auf. Nach § 4 des Arbeitsvertrages wird die \(ergütung 

bis spätestens zum fünften des Folgemonats ausgezahlt. Im Monat Oktober 2021 erzielte 

die Antragstellerin zu 1) ausweislich der Gutschrift auf dem Konto der Antragstellerin zu 

1) vom 04.11 .2021 ein Arbeitsentgelt in Höhe von 694,22 Euro netto. Mit Bescheid vom 

13.10.2021 bewilligte der Antragsgegner den Antragstellern vorläufig SGB li-Leistungen 

für den Monat Oktober 2021 und lehnte mit weiterem Bescheid vom 13.10.2021 den Wei­

terbewilligungsantrag der Antragsteller vom 17.08.2021 wegen fehlender Hilfebedürftig­

keit für den Zeitraum ab November 2021 ab. Gegen den Ablehnungsbescheid legten die 

Antragsteller Widerspruch mit der Begründung ein, dass bei der Berechnung, die zur 

~~~i\ NQvemlx:r 2021 ein zu hohes nkti,e' Eiokom-

W.DU~t lt!öMWPSL SOS J S!U s:n j,JOj,JS2 1lI<ilAS2 E IU/lOW-
\7U{."LS a a l S J/ EH . l\I\ ! qG leb LnC~ UJ." q S L B s aLO u q nua • . G l U q S2a P S ! q S L B G I..GClJ u n Ua' q! 9 s: n L 

t'S!f WL qsu SS!fLsnw sp /I10llSWPSL :50:5~ sp' Csasu qsu \fPlsj.Junua2pS2Cj.JS!q IsaiSU q!S 

keit für den Zeitraum ab November 2021 ab. Gegen den Ablehnungsbescheid legten die 

Antragsteller Widerspruch mit der Begründung ein , dass bei der Berechnung, die zur 

Leistungsablehnung führte. für den Monat November 2021 ein zu hohes fiktives Einkom­

men berücksichtigt worden sei und bei dem Antragsteller zu 2) ein Einkomme~ berück­

sichtigt werde, welches er nie erzielt habe. Zum 08.11.2021 nahm die Antragstellerin zu 

1) eine neue Beschäftigung bei der Firma adhoc Personaldienstleistungen als Produkti­

onshelferin mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 37 ,50 Stunden zu ei­

nem Stundenlohn von 11 ,15 Euro auf. Ausweislich des Punktes 8.4 des Arbeitsvertrages 

wird das Monatsentgelt bis spätestens zum 15. Banktag des Folgemonats gezahlt. 

Im November 2021 reichten die Antragsteller die Heiz- und Betriebskostenabrechnung für 

das Jahr 2020 ein, ausweislich derer sich ein Nachzahlungsbetrag in Höhe von 937 ,39 

Euro ergibt. Der Antragsgegner lehnte die Übernahme dieses Nachzahlungsbetrages ab 
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(Bescheid vom 02.12.2021). Gegen die Ablehnung legten die Antragsteller Widerspruch 

ein. 

Mit Änderungsbescheid v0rt:l 24.02.2022 bewilligte der Antragsgegner den Antragstellern 

vorläufig SGB li-Leistungen für den Monat November 2021 in Höhe von 393,74 Euro, für 

den Monat Dezember 2021 in Höhe von 794,64 Euro und für den Monat Januar 2022 in 

Höhe von 76,82 Euro. Im Monat Dezember 2021 berücksichtigte der Antragsgegner die 

Nachzahlung aus der Heiz- und Nebenkostenabrechnung für das Jahr 2020. 

Mit Schreiben vom 12.12.2021 - Eingang bei Gericht am 13.12.2021 - haben die Antrag­

steller diesen Antrag auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes gestellt. 

Zur Begründung führen sie aus, dass die Einstellung der Zahlung von SGB li-Leistungen 

ab dem Monat November 2021 rechtswidrig sei, da fiktives Einkommen angerechnet wor-' 

den sei, welches nie erwirtschaftet worden sei. Auch die Ablehnung der Übernahme der 

Nachzahlung aus der Heiz- und Betriebskostenabrechnung für das Jahr 2020 resultiere 

aus einer vorschnellen Leistungseinstellung. Folglich könnten weder Miete noch weitere 

Verbindlichkeiten pünktlich gezahlt werden. Der Lohn aus dem neuen Beschäftigungsver­

hältnis der Antragstellerin zu 1) werde erst zum 15. des Folgemonats ausgezahlt. Das 

Beschäftigungsverhältnis mit der ALLESklarDRUCK GmbH sei zum 11.11.2021 beendet 

worden. 

Die Antragsteller beantragen sinngemäß, 

den Antragsgegner vorläufig im Wege der einstweiligen Anordnung zu ver­

pflichten, ihnen Leistungen nach dem SGB 11 nach Maßgabe der gesetzli­

chen Bestimmungen zu gewähren. 

Der Antragsgegner beantragt schriftsätzlich, 

den Antrag abzulehnen. 

Zur Begründung führt er aus, dass die Antragsteller das Vorliegen eines Anordnungsan­

spruchs nicht glaubhaft gemacht hätten. Trotz Aufforderung hätten die Antragsteller nicht 

alle entscheidungserheblichen Unterlagen eingereicht. Es fehlten der Lohnnachweis für 

den Monat Oktober 2021 und Unterlagen bezüglich der neuen Beschäftigung der Antrag-
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stellerin zu 1) bei der Firma adhoc Personaldienstleistungen. Es sei nicht Aufgabe des . 

Leistungsträgers 5GB li-Leistungen ohne Vorlage der entscheidungserheblichen Unterla­

gen zu bewilligen. 

Hinsichtlich des Sach- und Streitstandes im Übrigen wird auf den Inhalt der Gerichtsakte 

und des beigezogenen Verwaltungsvorganges Bezug genommen. 

11. 

Der Antrag der Antragsteller hat keine Aussicht auf Erfolg. 

Der Antrag der Antragsteller ist bereits unzulässig . 

. .....,.; Nach § 86b Abs. 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) sind einstweilige Anordnun­

gen auch zur Regelung eines vorläufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges Rechts­

verhältnis zulässig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile 

notwendig erscheint (Regelungsanordnung). Der Erlass einer einstweiligen Anordnung 

setzt das Bestehen eines Anordnungsanspruchs, d.h. des materiellen Anspruchs, für den 

vorläufiger Rechtsschutz begehrt wird, sowie das Vorliegen eines Anordnungsgrundes, 

d.h. die Unzumutbarkeit voraus, bei Abwägung aller betroffenen Interessen die Entschei­

dung in der Hauptsache abzuwarten. Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund bzw. 

die besondere Eilbedürftigkeit sind vom Antragsteller glaubhaft zu machen (§ 86 Abs. 2 

Satz 4 SGG LV.m. § 920 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO)). Glaubhaftmachung be­

deutet das Darlegen der überwiegenden Wahrscheinlichkeit des Bestehens von Anord­

nungsanspruch und Anordnungsgrund (Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, 

5GG, 13. Auflage 2020, § 128, Rn. 3d), wobei durchaus gewisse Zweifel bestehen blei­

ben können. Es genügt, wenn bei mehreren ernstlich in Betracht zu ziehenden Möglich­

keiten das Vorliegen einer davon relativ am wahrscheinlichsten ist, weil nach Gesamtwür­

digung aller Umstände besonders viel für diese Möglichkeit spricht (Bundessozialgericht 

(BSG), Beschluss vom 07.04.2011 - B 9 'VG 15/10 B -, juris, Rn. 6; Landessozialgericht 

(LSG) Nordrhein-Westfalen (NRW), Beschluss vom 01.10.2018 - L 2 A5 1306/18 B ER -, 

. juris, Rn. 4). 

Allerdings ergeben sich aus Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes (GG) und Art. 1 Abs. 1 

LV.m. Art. 20 Abs. 1 GG besondere Anforderungen an die Ausgestaltung des 



-5-

Eilverfahrens, wenn die Gewährung existenzsichernder Leistungen im Streit steht. Aus 

Art. 19 Abs. 4 GG folgen dabei Vorgaben für den Prüfungsmaßstab. Je gewichtiger die 

drohende Grundrechtsverletzung und je höher ihre Eintrittswahrscheinlichkeit ist, desto 

intensiver hat die tatsächliche und rechtliche Durchdringung der Sache bereits· im 

'Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes zu erfolgen (Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG), Beschluss vom 06.08.2014 -1 BvR 1453/12 -, juris, Rn. 10, 12). 

Maßgeblich für, die Beurteilung des Anordnungsanspruchs und des Anordnungsgrundes 

ist dabei allein die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Entscheidung der Kammer 

(Bayerisches LSG, Beschluss vom 31.01.2012 - L 11 AS 982/11 B ER -, juris, Rn. 17; 

LSG NRW, Beschluss vom 11.10.2016 - L 11 KR 259/16 B ER -, juris, Rn. 29; LSG 

NRW, Beschluss vom 28.08.2018 - L 9 SO 397/18 B ER -, juris, Rn. 17; Burkiczak in: 

SchlegelNoelzke, jurisPK-SGG, 1. Auflage, Stand: 10.02.2021, § 86b, Rn. 370). Denn mit 

der einstweiligen Anordnung soll der gegenwärtige Zustand geregelt werden. Zu diesem 

Zeitpunkt müssen, der Anordnungsanspruch und der Anordnungsgrund gegeben sein, d.h. 

insbesondere schwere, 'nicht anders abwendbar~ Gefahren für die Rechtsgüter des An­

tragstellers bestehen. 

Es fehlt vorliegend am notwendigen Rechtsschutzbedürfnis der Antragsteller. Ein 

Rechtsschutzbedürfnis liegt vor, wenn der Antragsteller durch die erstrebte gerichtliche 

Entscheidung einen rechtlichen oder tatsächlichen Vorteil erlangen kann, den er ohne 

gerichtliche Hilfe nicht erlangen könnte und den er nicht auf einfachere, schnellere und 

billigere Art durchsetzen kann (Burkiczak in·: SchfegelNoelzke, jurisPK-SGG, 1. Auflage, 

Stand: 01.09.2021, § 86b, Rn. 131; Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, 

SGG, 13. Auflage 2020, § B6b, Rn. 26b). 

Mit Erlass des vorläufigen Änderungsbescheides vom 24.02.2022 für den Zeitraum von 

November 2021 bis Januar 2022, mit dem der Antragsgegner den Antragstellern 

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB 11 bewilligt hat, haben 

die Antragsteller ihr Rechtsschutzziel erreicht. Sofern die Antragsteller im Rahmen des 

Verfahren im einstweiligen Rechtsschutzes die Übernahme der Nachzahlung aus der' 

. Heiz- und Nebenkostenabrechnüng für das Jahr 2020 in Höhe von 937,39 Euro 

begehrten, haben die Antragsteller ebenfalls ihr Rechtsschutzziel erreicht. Der 

Antragsgegner hat die Nachzahlung. ausweislich der Leistungsbewilligung für den Monat 
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Dezember 2021 voll umfänglich übernommen. Eines Verfahrens des einstweiligen 

Rechtsschutzes bedarf es zum Erreichen ihres Begehrens im Verfahren des einstweiligen 

Rechtsschutzes damit nicht mehr" (Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom 

03.08.2017 - L 11 AS 50~/17 B ER -, juris, Rn. 9). 

Hinsichtlich einer möglichen Bewilligung von SGB li-Leistungen für den Zeitr~um ab Feb­

ruar 2022 fehlt den Antragstellern mangels AntragsteIlung beim Antragsgegner ebenfalls 

das Rechtsschutzbed ürfnis. 

Am erforderlichen Rechtsschutzbedünnis fehlt es grundsätzlich, wenn der Rechtsschutz­

suchende sich nicht zuvor mit seinem Begehren an qie Behörde gewandt hat: Insofern 
-- ~ _ ,_ 

obliegt es den Antragstellern vor d~r Inanspruchnahme gerichtlichen Rechtsschutzes sich 

zuvor an dem Leistungsträger zu wenden (Burkiczak in: SchlegelNoelzke, jurisPK-SGG, 

1. Auflage. (Stand: 28.03.2022), § 86b SGG, Rn. 309; Landessozialgericht Sachsen­

Anhal~, Beschluss vom 06.10.2021 - L 4 AS 516/20 B -, juris, Rn. 19). 

Die Antragsteller haben für den Zeitraum ab Februar 2022 bei dem Antragsgegner keinen 

Antrag auf Weiterbewilligung von Leistungen zur Sictierung des Lebensunterhaltes nach 

dem S~B II gestellt. Sofern die Antragsteller noch SGB li-Leistungen begehren, sind sie 

insofern zunächst gehalten "einen entsprechenden Weiter~ewilligungsantrag bei dem An­

tragsgegner zu stellen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs. 1 . 

Satz 1 SGG. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Beschluss kann binnen eine~ Monats nach Bekanntgabe Beschwerde bei 
dem 

Sozialgericht Dortmund, Ruhrallee 1-3,44139 Dortmund 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wer­
den. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die. Beschwerde innerhalb der Frist bei 
dem 
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Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Zweigertstraße 54, 45130 Essen 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 

Die elektronische Form wird durch Übermittlung ei~es elektronischen Dokuments ge­
wahrt, das für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und 

- von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und über das, Elekt­
ronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder 

- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gern. § 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird. 

I 

Weitere Voraussetzungen, insbeson~ere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur 
qualifizierten- elektronischen Signatur, ergeben sich aus derVerordnung~über die-techni:. 
schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in 
der jeweils gültigen Fassung. Über das Justizportal, des Bundes und der Länder 
(www.justiz.de) können nähere Informationen abgerufen werden. 

Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch 
eine Behörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich 
der von ihr zu Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse einge­
reicht werden, sind als elektronisches Dokument zu übermitteln. Ist dies aus technischen 
.GrÜnden vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen 
Vorschriften zulässig. Die vorObergehende Unmöglichkeit -ist bei der Ersatzeinreichung 
oder unverzüglich danach glaubhaft zu . machen; auf Anforderung ist ein elektronisches 
Dokument nachzureichen. Gleiches gilt für die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertre­
tungsberechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 65a Absatz 4 

-.....t Nummer 2 SGG zur Verfügung steht (§ 65d SGG). 

Dörnert 

Richterin 



Beglaubigt 

Dartmund, 08.04.2022 

Guthaf 

Regierungsbeschäftigte 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

- 8 -

Dieses Schriftstück wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. § 169 Abs. 3 ZPO. 
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Absender: 

Sozialgericht Dortmund 
PosIfach 105003 
44047 Dortmund 

Aktenzeichen 

• 

Hinweis: Umschlag 
b111e aufbewahren, 
siehe ROckseite! 

Zugestellt am 
(Datum, gr;f. Uhrzoif, Unlorscllfiff) 

/',; .c~,Q~ 
)J-ttA~~<; 

Förmliche Zustellung 
- Anbei ein Vordruck zur Zustellungsu rku nde -

Weitersenden innerhalb des 
D Bezirks des Amtsgerichts 

n Inlands 

D Bezirks des Landgenchts 

Bei der Zustellung zu benchtende Vermerke ----, 

D Ersatzzusteliung ausgeschlossen 

D 
Keine Ersatzzustellung an: 

D Nicht durch Niederlegung zustellen 

Mit Angabe der Uhrze it zustellen 



\ 

.., .... 

Wichtiger Hinweis: 

Mit dieser Sendung werden Ihnen in gesetzlich vorgeschriebener Form die im Umschlag enthaltenen 
Schriftstücke förmlich zugestellt. Die förmliche Zustellung eines Schriftstücks dient dem Nachweis, dass 
dem Adressaten in gesetzlich vorgeschriebener Form Gelegenheit gegeben worden ist, von dem 
Schriftstück Kenntnis zu nehmen, und wann das geschehen ist. 
Den Tag der Zustellung vermerkt der Zusteller auf dem Umschlag (siehe Vorderseite). Bitte bewahren 
Sie den Umschlag zusammen mit den darin enthaltenen Schriftstücken auf. Er dient als Beleg, wenn Sie 
angeben müssen, welche Schriftstücke Ihnen wann zugestellt worden sind. 

Wird der Zustellungsadressat oder eine zum Empfang des Schriftstücks berechtigte Person in der 
angegebenen Wohnung oder in den angegebenen Geschäftsräumen nicht angetroffen, kann das 
Schriftstück in einen zu der Wohnung oder dem Geschäftsraum gehörenden Briefkasten eingelegt 
werden. Mit der Einlegung gilt das Schriftstück als zugestellt. 

Aus 100% Altpapier - erspart Energie, Rohstoff und Abfall 

~. 
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